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Uber den Antrag der **** H¥xsk ckkkskdck fxx**x* vertreten durch Beneder
Rechtsanwalts GmbH, Franz-Josefs-Kai 27/DG/9, 1010 Wien, die Wortfolge
"einer Bestattungsanlage" in § 10 Abs. 1 Wiener Leichen- und Bestattungsgesetz
— WLBG, LGBI. 38/2004 in der Fassung LGBI. 29/2013, als verfassungswidrig
aufzuheben, in seiner heutigen nichtoffentlichen Sitzung gemaf Art. 140 B-VG zu
Recht erkannt:

Der Antrag wird abgewiesen.

Entscheidungsgriinde
I. Antrag und Vorverfahren

1. Gestitzt auf Art. 140 Abs. 1 B-VG begehrt die Antragstellerin, die Wortfolge
"einer Bestattungsanlage" in § 10 Abs. 1 Wiener Leichen- und Bestattungsgesetz
— WLBG, LGBI. 38/2004 idF LGBI. 29/2013, als verfassungswidrig aufzuheben. Sie
hegt das Bedenken, dass diese Wortfolge gegen das Recht auf Achtung des
Privat- und Familienlebens (Art. 8 EMRK), gegen das Recht auf Gleichheit aller
Staatsblirger vor dem Gesetz (Art. 2 StGG) sowie gegen das Recht auf Unver-
sehrtheit des Eigentums (Art. 5 StGG, Art. 1 1. ZPEMRK) verstoRt.

2. Die Wiener Landesregierung erstattete eine AuRerung, in der sie den im
Antrag erhobenen Bedenken entgegentritt und beantragt, den Gesetzespru-

fungsantrag als unzuldssig zuriickzuweisen, in eventu diesen abzuweisen.

3. Die Antragstellerin replizierte auf die AuBerung der Wiener Landesregierung
und gab in der Folge noch drei weitere erganzende Stellungnahmen ab.

Il. Rechtslage

§§ 10 und 22 Wiener Leichen- und Bestattungsgesetz — WLBG, LGBI. 38/2004 idF
LGBI. 29/2013, lauten (die angefochtene Wortfolge ist hervorgehoben):



"Vorgehen nach der Totenbeschau

§ 10. (1) Leichen sind nach Vornahme der Totenbeschau unverziiglich in einer
Leichenkammer einer Bestattungsanlage unterzubringen.
(2) Fur die Dauer der Trauerzeremonie hat die Aufbahrung in einem Aufbah-
rungsraum einer Bestattungsanlage zu erfolgen. Wenn kein Aufbahrungsraum in
der Bestattungsanlage, in der die Bestattung erfolgen soll, vorhanden ist, kann
die Aufbahrung auch in der dieser Bestattungsanlage nachstgelegenen Kirche
oder in einem anderen Sakralbau sowie in einem Aufbahrungsraum einer ande-
ren Bestattungsanlage erfolgen.
(3) Die Bestimmung des Abs. 2 findet keine Anwendung, wenn die Aufbahrung
von Leichen ehrenhalber von:
1. einer Gebietskorperschaft,
2. einer gesetzlich anerkannten Religionsgemeinschaft,
3. einer Ordensgemeinschaft,

veranlasst wird.

(4) Die Aufbahrung nach Abs. 3 ist dem Magistrat unverziglich nach Vornah-

me der Totenbeschau schriftlich anzuzeigen.
Die Anzeige hat zu enthalten:
1. Vor- und Zuname des Verstorbenen,
2. letzter Wohnort des Verstorbenen,
3. genaue Bezeichnung des Aufbahrungsortes,
4. Tag und Tageszeit der Aufbahrung,
5. Art des Sarges.

(5) Der Anzeige nach Abs. 4 ist die Todesbescheinigung anzuschlielRen.

(6) Der Magistrat hat eine Aufbahrung nach Abs. 3 unter Vorschreibung von
Auftragen im erforderlichen Ausmal}, die nach gesundheitlichen Anforderungen
unbedingt notwendig sind, zu genehmigen.

(7) Nach der Aufbahrung ist die Leiche unverziiglich einer Erd- oder Feuerbe-
stattung zuzufihren."

"Grundsatzliche Bestimmungen Ulber Bestattungsanlagen

§ 22. (1) Die Errichtung von Bestattungsanlagen darf nur in den Gebieten erfol-
gen, in denen dies der Flachenwidmungs- und Bebauungsplan vorsieht.

(2)-3) [...]

(4) In jeder Bestattungsanlage missen die nach der GroRe, Lage und Wid-
mung der Anlage erforderlichen Betriebsgebdude, sanitdaren Anlagen, Abfallplat-
ze, Versorgungsleitungen und Wasserentnahmestellen vorhanden sein. Falls
Leichen gewaschen oder thanatopraktisch behandelt werden, muss noch zuséatz-
lich ein Leichenwaschraum vorhanden sein.

(5) In jeder Bestattungsanlage muss eine Leichenkammer zur Unterbringung
der Leichen bis zur Bestattung vorhanden sein. Das Vorhandensein einer Lei-
chenkammer ist nicht erforderlich, wenn die Unterbringung der Leichen in einer
Leichenkammer einer anderen Bestattungsanlage maoglich ist.

(6) Jede Leichenkammer hat UGber eine Kiihlanlage zu verfiigen. Der Fassungs-
raum der Kihlanlage hat entsprechend der GrofRe der Bestattungsanlage dem
voraussichtlichen Bedarf zu entsprechen. Die Einrichtung einer Kithlanlage in der
Leichenkammer ist dann nicht erforderlich, wenn in der Bestattungsanlage nur
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eine geringe Anzahl von Bestattungen von Leichen zu erwarten ist. In diesem Fall
mussen die Leichen bis zum Tag der Bestattung in einer mit einer Kiihlanlage
versehenen Leichenkammer einer anderen Bestattungsanlage untergebracht
werden.

(7) In jeder Bestattungsanlage muss ein Aufbahrungsraum zur Vornahme von
Trauerzeremonien vorhanden sein. Das Vorhandensein eines Aufbahrungsrau-
mes ist nicht erforderlich, wenn die Aufbahrung in einem Aufbahrungsraum
einer anderen Bestattungsanlage moglich ist.

(8) Aufbahrungsraume und Leichenkammern haben den Anforderungen der
Pietat zu entsprechen."

Ill. Erwagungen

1. Zur Zulassigkeit des Antrages

1.1. Die Antragstellerin fuhrt zur Zulassigkeit des Antrags u.a. Folgendes aus:

Anlasslich des Todes ihres langjahrigen Ehemannes habe sie feststellen miissen,
dass hinsichtlich des Aufbewahrungsortes des Leichnams ihres Ehemannes
weder dessen Wiinsche noch ihre Wiinsche Beriicksichtigung gefunden hatten.
Es sei beider Wunsch gewesen, dass der Leichnam bis zur Bestattung in einer
Leichenkammer eines privaten Bestattungsunternehmens ihres Vertrauens
aufbewahrt und gekihlt werde. Eine entsprechende Kiihlkammer sei bei diesem
Bestatter auch vorhanden. Auf Grund des § 10 WLBG (in Verbindung mit den
massiven Strafdrohungen dieses Gesetzes) habe die Kiihlkammer des Bestatters
zur Leichenkiihlung aber nicht verwendet werden diirfen und daher die Leichen-
kammer einer Bestattungsanlage in Anspruch genommen werden missen. Die
Antragstellerin wolle nun auf Grund ihres Alters die notwendigen Vorkehrungen
fir die Zeit nach ihrem Tod treffen und insbesondere auch den Ablauf ihrer
Bestattung regeln. Die angefochtene Bestimmung beschrdanke sie aber dabei in
ihrer Gestaltungsfreiheit. Sie wolle auf keinen Fall, dass mit ihrem Leichnam das
passiere, was mit jenem ihres verstorbenen Ehemanns geschehen sei.

Die Antragstellerin sei Wiener Landesbiirgerin und werde irgendwann sterben.
Sie sei daher von der angefochtenen Norm des WLBG unmittelbar betroffen. Sie
sei auch aktuell betroffen, weil sie fast 69 Jahre alt sei. Ihr Sterbefall kbnne nicht
abgewartet werden, da nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut der Leichnam
unverzuglich nach der Totenbeschau in die Leichenkammer einer Bestattungsan-



lage gebracht werden miisse. Abgesehen davon seien Tote nicht mehr rechtsfa-
hig und daher zur Stellung eines Individualantrages nicht legitimiert.

1.2. Die Wiener Landesregierung halt diesem Vorbringen entgegen, dass die
Normadressaten des § 10 Abs. 1 WLBG die fiir die Totenbeschau zustindigen
Organe der Behorde (Totenbeschauarzte des Magistrats der Stadt Wien) seien
und nicht "Personen, die aus einer gegenwartigen Perspektive tber die Abwick-
lung des eigenen Begrabnisses und diesbezliglicher Verfligungen ihres Leichnams
disponier[t]en". Darliber hinaus handle es sich bei dem Umstand, dass die An-
tragstellerin nach ihrem Tode nicht in einer Leichenkammer auBerhalb einer
Bestattungsanlage untergebracht werden konne, lediglich um eine faktische
Reflexwirkung und nicht um einen Eingriff in die Rechtssphare der Antragstelle-
rin, sodass dieser diesbezliglich die Antragslegitimation fehle. Die angefochtene
Bestimmung beschranke auch nicht das Verfligungsrecht der Lebenden, da deren
Gestaltungsfreiheit betreffend Art, Weise und Ort der Bestattung und vor allem
auch deren Wahl eines privaten oder stadtnahen Bestatters vollig unberihrt
blieben. Letztlich bringt die Wiener Landesregierung vor, dass der Anfechtungs-
umfang zu eng gewahlt sei, da auch in § 5 Abs. 5 und § 25 Abs. 8 WLBG sowie in
der Verordnung des Magistrats der Stadt Wien betreffend die Totenbeschau
Leichenkammern immer nur im Zusammenhang mit einer Bestattungsanlage
genannt wiirden. Auch sei die Bewilligung von Leichenkammern nur im Zusam-
menhang mit Bestattungsanlagen vorgesehen.

1.3. Der Antrag ist zuldssig.

1.3.1. GemaR Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. ¢ B-VG erkennt der Verfassungsgerichtshof
Uber die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen auch auf Antrag einer Person, die
unmittelbar durch diese Verfassungswidrigkeit in ihren Rechten verletzt zu sein
behauptet, wenn das Gesetz ohne Fallung einer gerichtlichen Entscheidung oder
ohne Erlassung eines Bescheides fir diese Person wirksam geworden ist.

Voraussetzung der Antragslegitimation ist einerseits, dass der Antragsteller
behauptet, unmittelbar durch das angefochtene Gesetz — im Hinblick auf dessen
Verfassungswidrigkeit — in seinen Rechten verletzt worden zu sein, dann aber
auch, dass das Gesetz fir den Antragsteller tatsachlich, und zwar ohne Fallung
einer gerichtlichen Entscheidung oder ohne Erlassung eines Bescheides wirksam
geworden ist. Grundlegende Voraussetzung der Antragslegitimation ist, dass das
Gesetz in die Rechtssphdre des Antragstellers nachteilig eingreift und diese —im
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Falle seiner Verfassungswidrigkeit — verletzt. Nicht jedem Normadressaten aber
kommt die Anfechtungsbefugnis zu. Es ist darlUber hinaus erforderlich, dass das
Gesetz selbst tatsachlich in die Rechtssphdre des Antragstellers unmittelbar
eingreift. Ein derartiger Eingriff ist jedenfalls nur dann anzunehmen, wenn dieser
nach Art und Ausmal durch das Gesetz selbst eindeutig bestimmt ist, wenn er
die (rechtlich geschiitzten) Interessen des Antragstellers nicht bloRR potentiell,
sondern aktuell beeintrachtigt und wenn dem Antragsteller kein anderer zumut-
barer Weg zur Abwehr des — behaupteterweise — rechtswidrigen Eingriffes zur
Verflgung steht (VfSlg. 11.868/1988, 15.632/1999, 16.616/2002, 16.891/2003).

1.3.2. Die Grenzen der Aufhebung einer auf ihre VerfassungsmaRigkeit hin zu
prifenden Gesetzesbestimmung sind, wie der Verfassungsgerichtshof sowohl fiir
von Amts wegen als auch fur auf Antrag eingeleitete Gesetzesprifungsverfahren
schon wiederholt dargelegt hat (VfSlg. 13.965/1994 mwN, 16.542/2002,
16.911/2003), notwendig so zu ziehen, dass einerseits der verbleibende Geset-
zesteil nicht einen vollig veranderten Inhalt bekommt und dass andererseits die
mit der aufzuhebenden Gesetzesstelle untrennbar zusammenhangenden Bestim-
mungen auch erfasst werden.

Dieser Grundposition folgend hat der Gerichtshof die Rechtsauffassung ent-
wickelt, dass im Gesetzesprifungsverfahren der Anfechtungsumfang der in
Prifung gezogenen Norm bei sonstiger Unzuldssigkeit des Priifungsantrages
nicht zu eng gewahlt werden darf (vgl. zB VfSlg. 8155/1977, 12.235/1989,
13.915/1994, 14.131/1995, 14.498/1996, 14.890/1997, 16.212/2002). Unter
dem Aspekt einer nicht trennbaren Einheit in Prifung zu ziehender Vorschriften
ergibt sich ferner, dass ein Prozesshindernis auch dann vorliegt, wenn es auf
Grund der Bindung an den gestellten Antrag zu einer in der Weise isolierten
Aufhebung einer Bestimmung kdame, dass Schwierigkeiten beziglich der An-
wendbarkeit der im Rechtsbestand verbleibenden Vorschriften entstiinden, und
zwar in der Weise, dass der Wegfall der angefochtenen (Teile einer) Gesetzesbe-
stimmung den verbleibenden Rest unverstindlich oder auch unanwendbar
werden lieBe. Letzteres liegt dann vor, wenn nicht mehr mit Bestimmtheit beur-
teilt werden konnte, ob ein der verbliebenen Vorschrift zu unterstellender Fall
vorliegt (VfSlg. 16.869/2003 mwN).
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1.3.3. Im Verfahren hat sich nichts ergeben, was am Vorliegen dieser Voraus-
setzungen zweifeln lieRe:

Es ist das hochstpersonliche Recht eines (noch lebenden) Menschen, Verfligun-
gen Uber seinen Leichnam zu treffen. Diese sind Ausfluss seines tiber den Tod
hinauswirkenden Personlichkeitsrechtes gemaf § 16 ABGB und sind im Rahmen
der offentlich-rechtlichen Vorschriften und der guten Sitten zu treffen (OGH
13.12.2012, 1 Ob 222/12x; VWGH 14.05.2009, 2008/11/0201; Spielbiichler in
Rummel, Kommentar zum ABGB3, Bd. II, § 285 Rz 3). Die angefochtene 6ffentlich-
rechtliche Vorschrift des § 10 Abs. 1 WLBG sieht die Unterbringung eines Leich-
nams in einer Leichenkammer einer Bestattungsanlage vor. Sie beschrankt die
Gestaltungsfreiheit der Antragstellerin und greift damit in die Sphare ihres
Personlichkeitsrechts ein.

Wegen § 10 Abs. 1 WLBG ist es der Antragstellerin zu Lebzeiten nicht mdoglich,
die Uber den Zeitpunkt ihres Todes hinaus wirksame Verfligung zu treffen, dass
ihr Leichnam nicht in einer Leichenkammer einer Bestattungsanlage unterge-
bracht werde. Daher ist der Eingriff auch bereits jetzt aktuell (vgl. VfSlg.
11.402/1986, 16.120/2001).

Auch die weiteren Einwendungen der Wiener Landesregierung gegen die Zulas-
sigkeit des Antrags treffen nicht zu: Das Argument, dass hinsichtlich der Bestat-
tung ohnehin Gestaltungsfreiheit bestehe, geht ins Leere, weil es im vorliegen-
den Fall nicht um die Gestaltung der Trauerzeremonie, sondern um die
Unterbringung der Leiche vor Beginn der Aufbahrung bzw. Trauerzeremonie
geht. Auch der Einwand des zu engen Anfechtungsumfangs trifft nicht zu: § 5
Abs. 5 und § 25 Abs. 8 WLBG betreffen Ausnahmefille, die einer getrennten
Regelung zugéanglich sind. Letztlich steht das WLBG einem speziellen Bewilli-
gungsverfahren fiir Leichenkammern aulRerhalb von Bestattungsanlagen nicht
entgegen.

Da auch ein anderer zumutbarer Weg als jener des Individualantrages, um die
behauptete Verfassungswidrigkeit an den Verfassungsgerichtshof heranzutragen,
nicht besteht und auch sonst keine Prozesshindernisse hervorgekommen sind,
erweist sich der Antrag als zul3ssig.
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2. In der Sache

Der Verfassungsgerichtshof hat sich in einem auf Antrag eingeleiteten Verfahren
zur Prifung der VerfassungsmaRigkeit eines Gesetzes gemald Art. 140 B-VG auf
die Erorterung der aufgeworfenen Fragen zu beschranken (vgl. VfSlg.
12.691/1991, 13.471/1993, 14.895/1997, 16.824/2003). Er hat sohin ausschlieR-
lich zu beurteilen, ob die angefochtene Bestimmung aus den in der Begriindung
des Antrags dargelegten Grinden verfassungswidrig ist (VfSlg. 15.193/1998,
16.374/2001, 16.538/2002, 16.929/2003).

2.1. Die Antragstellerin hegt das Bedenken, dass die Wortfolge "einer Bestat-
tungsanlage" in § 10 Abs. 1 WLBG gegen das Recht auf Privat- und Familienleben
gemal Art. 8 EMRK (iVm Art. 14 EMRK) verstoRt.

2.1.1. Begrindend fuhrt die Antragstellerin dazu aus:

"Durch die bekampfte Wortfolge wird die Antragstellerin in ihrem Recht auf
Achtung ihres Privat- und Familienlebens beeintrachtigt. Sie kann deswegen
namlich nicht frei wahlen[,] in welcher Leichenkammer einmal ihr Leichnam bis
zur Bestattung unterzubringen ist. Stattdessen muss sie ihren Leichnam zwin-
gend in der Leichenkammer einer Bestattungsanlage unterbringen lassen. Es
wird ihr dadurch verwehrt[,] ihren Leichnam bspw in der Leichenkammer eines
privaten Bestattungsunternehmens ihres Vertrauens unterbringen zu lassen.

Fiir diesen Eingriff liegt richtigerweise kein offentliches Interesse vor. Die Kih-
lung von Leichen in anderen Leichenkammern als jenen einer Bestattungsanlage
vermag weder die 6ffentliche Gesundheit noch die 6ffentliche Ordnung noch die
Moral/Ethik oder irgendein anderes o6ffentliches Interesse zu gefahrden. Dies
zeigt auch die Rechtslage in anderen Bundeslandern, wie etwa Niederdsterreich,
wo eine Kihlung von Leichen in Leichenkammern privater Bestattungsunter-
nehmen zuldssig ist und zudem auch regelmafig vorkommt.

Sollte der VfGH dennoch ein 6ffentliches Interesse fiir gegeben erachten, so ist
der Eingriff weder geeignet noch notwendig und schon gar nicht angemessen. Es
besteht richtigerweise keine sachliche Rechtfertigung dafiir, die Unterbringung
bzw Kihlung von Leichen nur in Leichenkammern von Bestattungsanlagen
zuzulassen. Allfdllige Bedenken hinsichtlich der Hygiene und Pietat kénnen durch
wesentlich gelindere Mittel, ndmlich durch entsprechende Auflagen fiir den
Betrieb von Leichenkammern erreicht werden. Es ist weder notwendig noch
angemessen nur die Unterbringung in Leichenkammern von Bestattungsanla-
ge[n] zu erlauben.
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Da in anderen Bundeslandern die Unterbringung von Leichen auch in anderen
Kihlkammern als jenen einer Bestattungsanlage zuldssig ist[,] stltzt sich die
Antragstellerin ferner auf eine Verletzung von Art 8 EMRK iVm Art 14 EMRK. Es
besteht richtigerweise keine sachliche Rechtfertigung fiir die Diskriminierung von
Wiener Landesbliirgern gegeniiber den Landesbiirgern anderer Bundeslander wie
etwa Niederdsterreich. Diese Diskriminierung erfolgt im Bereich des Art 8 EMRK
und somit hinsichtlich eines durch die EMRK gewadhrleisteten Rechtes."

2.1.2. Die Wiener Landesregierung widerspricht der Antragstellerin mit folgen-
den Argumenten:

"Die angefochtene Regelung betrifft allein die jedenfalls zu gewartigende sani-
tatspolizeilich erforderliche Wegbringung des Leichnams vom Sterbeort. Die
angefochtene Bestimmung regelt insofern auch keinen durch den Willen des
Verstorbenen disponiblen Bereich. Es ist nicht Sache oder subjektives Recht der
jeweiligen Person zu entscheiden, wie sanitatspolizeiliche Ablaufe organisiert
und geregelt werden und wo dabei eine — ohnehin nur voriibergehende — Unter-
bringung des Leichnams bis zur Beisetzung zu erfolgen hat.

Die MalRknahme des § 10 Abs. 1 WLBG intendiert daher keinen Eingriff in ein
Recht auf Achtung des Privat- und Familieniebens der verstorbenen Person oder
Angehoriger. Die allgemeine Freiheit des Lebenden, fiir die Zeit nach seinem Tod
vorzusorgen, soll nach der Intention des Gesetzgebers grundsatzlich auch nicht
beschrankt werden. Dies zeigt sich insbesondere in der Bestimmung des § 28
Abs. 2 WLBG, in dem das Recht des Lebenden, die Art und den Ort seiner Bestat-
tung zu bestimmen, festgeschrieben ist.

Dem Recht des Einzelnen auf Bestimmung des Umganges mit seinem Leichnam
nach seinem Tode stehen jedoch Schutzpflichten des Staates gegeniiber. Dem
Gesetzgeber muss eingerdaumt werden, notwendige Regelungen (iber die Art und
Weise der Versorgung der Leiche bis zur Bestattung zum Schutz der Gesundheit
und zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer treffen zu kénnen (vgl.
[Art.] 8 Abs. 2 EMRK). In diesem Sinne hat der Gesetzgeber Vorkehrungen getrof-
fen, wie die von Verstorbenen ausgehenden moglichen Gefahren, wie Seuchen-
ausbreitung, Infektionsgefahr, Krankheitsiibertragungen u.a., sowie in der Bevol-
kerung nicht erwiinschte Beldstigungen zum Wohl der Offentlichkeit
hintangehalten werden. Die in der angefochtenen Bestimmung geregelte unver-
zligliche Unterbringung von Leichen in einer Leichenkammer einer Bestattungs-
anlage stellt eine MalRnahme dar, die der Abwehr von Gefahren fiir das Leben
und die Gesundheit sowie von Beldstigungen dient, und somit zum Schutz der
Gesundheit und zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer gemald [Art.] 8
Abs. 2 EMRK notwendig ist."

2.1.3. In ihrer Replik bringt die Antragstellerin erganzend vor, dass der Zutritt zu
den Kihlkammern bei den Bestattungsanlagen verboten sei und sich daher die
Hinterbliebenen nicht entsprechend den Vorstellungen der Antragstellerin von
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ihr verabschieden kdnnten. Auch dies sei als "Eingriff in das Recht auf Achtung
des Privat- und Familienlebens der verstorbenen Person oder der Angehdrigen
zu betrachten. Dies deshalb, weil die Antragstellerin fir die Zeit nach ihrem Tod
nicht nach ihrem Willen vorsorgen kann."

2.1.4. GemaR Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines
Privat- und Familienlebens.

Die Europdische Kommission fiir Menschenrechte hat bereits in ihrer Entschei-
dung vom 10. Marz 1981, Fall X gegen Bundesrepublik Deutschland,
Appl. 8741/79, EuGRZ 1983, 217 (Z 124), festgestellt, dass es durchaus moglich
sei, dass bestimmte Personen das Bediirfnis fihlten, ihre Personlichkeit in der
Form auszudriicken, wie sie beerdigt wiirden. Die Weigerung der Behorden, die
Beerdigung auf einem Privatgrundstiick zu erlauben, im konkreten Fall in Form
des Verstreuens der eigenen Asche auf dem eigenen Grund und Boden, betreffe
daher das personliche Leben so stark, dass sie in Art. 8 EMRK eingreifen konne.
Die Kommission stellte in diesem Fall aber keinen Eingriff fest, weil Griinde wie
die Sicherung einer angemessenen Begrabnisstatte, der 6ffentlichen Gesundheit
und der StraBenplanung zu beriicksichtigen seien.

In der Folge hat der Europdischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte (im Folgen-
den: EGMR) wiederholt das Verhalten insbesondere von staatlichen Behorden im
Zusammenhang mit Leichen bzw. deren Asche unter dem Blickwinkel des Art. 8
EMRK beurteilt: Die enorm verzogerte Riickgabe einer Leiche nach der Autopsie
bzw. einem DNA-Test wurde als Verletzung des Art. 8 EMRK qualifiziert (EGMR
30.10.2001, Fall Pannullo und Forte, Appl.37.794/97; 30.6.2011, Fall Girard,
Appl. 22.590/04), ebenso der Transport und die Bestattung bzw. Entsorgung
eines totgeborenen Kindes ohne Wissen der Mutter (EGMR 14.2.2008, Fall Hadri-
Vionnet, Appl. 55.525/00; 12.6.2014, Fall Marié¢, Appl. 50.132/12), sowie die
Verweigerung der Herausgabe der Leichname getoteter Aufstandischer an deren
Familienangehorige bzw. an eine Lebensgefahrtin (EGMR 6.6.2013, Fall Saban-
chiyeva u.a., Appl. 38.450/05; 16.1.2014, Fall Arkhestov u.a., Appl. 22.089/07).
Andererseits wurde die Weigerung, den Transfer einer Urne (eines seit mehr als
30 Jahren feuerbestatteten Ehemanns) zu genehmigen, nicht als eine Verletzung
des Art. 8 EMRK beurteilt, weil wegen der Sensibilitdt der Abwagung des Schut-
zes der Totenruhe — dieser sei eine Aufgabe der Gesellschaft — mit dem individu-
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ellen Interesse (der Ehegattin) an einem Transfer der Urne dem Staat ein weiter
Beurteilungsspielraum einzurdumen sei (EGMR 17.1.2006, Fall Elli Poluhas
Dédsbo, Appl. 61.564/00, Z 25). Die Verletzung der Totenruhe an sich, wenn sie
durch den Nachlass geltend gemacht werde, bilde keinen Eingriff in das Privat-
und Familienleben (EGMR 15.5.2006, Fall Estate of Kresten Filterborg Mortensen,
Appl. 1338/03). Wenn aber dem Wunsch eines Lebenden, dass im Fall seines
Todes sein Leichnam feuerbestattet werde, von den staatlichen Behorden nicht
entsprochen werde, dann sei dies ein Fall, der unter dem Gesichtspunkt des Art.
8 EMRK zu beurteilen sei (EGMR 21.1.2014, Fall Sisman, Appl. 46.352/10).

Vor dem Hintergrund dieser Judikatur besteht kein Zweifel, dass im vorliegenden
Fall, in dem es um eine Rechtsvorschrift geht, die die Verwirklichung des Wun-
sches einer Lebenden, im Fall ihres Todes ihren Leichnam nicht in einer Leichen-
kammer einer Bestattungsanlage unterzubringen, unmaoglich macht, ein Eingriff
in das durch Art. 8 EMRK verblirgte Recht auf Privatleben gegeben ist.

2.1.5. GemalR Art. 8 Abs. 2 EMRK sind Eingriffe in das Grundrecht auf Achtung
des Privat- und Familienlebens nur statthaft, insoweit diese gesetzlich vorgese-
hen sind und MaRnahmen darstellen, die zur Erreichung eines legitimen Zieles
(nationale Sicherheit, 6ffentliche Ruhe und Ordnung, wirtschaftliches Wohl des
Landes, Verteidigung der Ordnung, Verhinderung von strafbaren Handlungen,
Schutz der Gesundheit und der Moral, Schutz der Rechte und Freiheiten anderer)
geeignet und verhaltnismaRig sind (vgl. zB VfSlg. 15.632/1999, 16.285/2001,
17.851/2006).

Art. 8 EMRK will zwar im Wesentlichen eine Person vor willkirlichen Eingriffen
der Behorden in ihr Privat- und Familienleben schiitzen; wie der EGMR aber in
seiner Rechtsprechung zu diesem Grundrecht ganz allgemein ausgesprochen hat,
legt es aber dem Staat sowohl negative als auch positive Verpflichtungen auf, die
mit der tatsachlichen Achtung des Privat- und Familienlebens untrennbar ver-
bunden sind, deren Grenzziehung sich aber nicht genau definieren lasst (EGMR
23.9.1994, Fall Hokkannen, Appl. 19.823/92, Z 55; 26.2.2002, Fall Kutzner, Appl.
46.544/99, Z 61 f.). Der EGMR hat dabei einen Beurteilungsspielraum des Staates
angenommen, so auch in Fragen der Behandlung von Verstorbenen und deren
Bestattung (Fall X gegen Bundesrepublik Deutschland; Fall Elli Poluhas Dédsbo,
Z 25; Fall Sisman, Z 23 ff.). In einer derart sensiblen und intimen Angelegenheit
wie dem Tod eines nahen Angehdrigen hat der Staat ein besonderes Mal3 an
Sorgfalt und Umsicht walten zu lassen hat (Fall Hadri-Vionnet, Z 56).
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Im Fall Sisman hat der EGMR festgestellt, dass — unter den in diesem Fall gege-
benen Voraussetzungen — ein Eingriff in das Privat- und Familienleben verhalt-
nismaBig ist und es daher nicht dem Art. 8 EMRK widerspricht, wenn dem
Wunsch eines Lebenden, dass im Fall seines Todes sein Leichnam feuerbestattet
werde, von den staatlichen Behorden nicht entsprochen wird.

Der behauptete Eingriff ist hier gesetzlich vorgesehen. Das gesetzliche Gebot,
dass eine Leichenkammer Teil einer Bestattungsanlage sein muss, dient zweifel-
los auch dem legitimen Ziel, Gefahren fiir das Leben und die Gesundheit Dritter
abzuwehren.

Der Eingriff in das Privat- und Familienleben ist — wie im Fall Sisman — auch im
vorliegenden Fall verhdltnismaRig: Wegen der von Leichen ausgehenden mogli-
chen Gesundheitsgefahren einerseits und aus Griinden der Pietdt andererseits
hat der Gesetzgeber bei der Organisation und Gestaltung des Leichen- und
Bestattungswesens ein besonderes Mafld an Sorgfalt und Umsicht walten zu
lassen. Das bedeutet, dass er — der oben dargestellten Judikatur des EGMR
entsprechend — einen weiten Gestaltungsspielraum in diesem Bereich hat. Vor
dem Hintergrund, dass das WLBG den Normunterworfenen einen grol3en Frei-
raum bei der Errichtung von Bestattungsanlagen und Privatbegrabnisstatten, bei
der Aufbewahrung von Urnen, bei der Art der Bestattung, bei der Gestaltung der
Trauerzeremonie und der Modalitaten der Beerdigung sowie letztlich bei der
Gestaltung der einzelnen Graber einrdumt, ist es nicht unverhéltnismaRig, wenn
der Gesetzgeber die Unterbringung von Leichen nach Vornahme der Totenbe-
schau bis zum Beginn der Trauerzeremonie nur in der Leichenkammer einer —
rechtlich auch moéglichen privaten — Bestattungsanlage gestattet. Der Gesetzge-
ber hat mit dieser Regelung die ihm unter den gegebenen Umstdanden von der
Verfassung gesetzten Schranken des Art. 8 EMRK nicht Gberschritten.

2.1.6. GemaR Art. 14 EMRK ist der Genuss der in der Konvention festgelegten
Rechte und Freiheiten ohne Benachteiligung zu gewahrleisten, "die insbesondere
im Geschlecht, in der Rasse, Hautfarbe, Sprache, Religion, in den politischen oder
sonstigen Anschauungen, in nationaler oder sozialer Herkunft, in der Zugehorig-
keit zu einer nationalen Minderheit, im Vermaogen, in der Geburt oder im sonsti-
gen Status begriindet ist".
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Eine Verletzung des Art. 14 EMRK ist im vorliegenden Fall ausgeschlossen, da das
WLBG nicht nach personlichen Eigenschaften (Geschlecht, Rasse etc.) differen-
ziert. Die Anknlpfung des § 1 WLBG an "Leichen der in Wien verstorbenen oder
tot aufgefundenen Personen" verwendet ein rein sachbezogenes Kriterium,
welches nicht unter die Generalklausel des "sonstigen Status" fallt
(Frowein/Peukert, EMRK-Kommentar?, 466 f.). Im Ubrigen besteht nach der
Judikatur des EGMR in Rechtsfragen, die ethische Implikationen haben und bei
denen ein gemeinsamer moralischer (hier eher sittlicher) und rechtlicher Stan-
dard fehlt, ein weiter Einschatzungsspielraum des Gesetzgebers, den die Lander
im Rahmen ihrer Gesetzgebungsbefugnisse nutzen konnen (EGMR 28.11.1984,
Fall Rasmussen, Appl. 8777/79, Z 40).

Auf das in der Replik erstmals erhobene Bedenken, dass den Angehorigen der
Zugang zu den Leichenkammern nicht moglich sei, ist nicht einzugehen, weil der
Verfassungsgerichtshof auf die Erdrterung der im Antrag geltend gemachten
Bedenken beschrankt ist und es ihm daher verwehrt ist, ein erstmals in einem
spateren  Verfahrensschritt  vorgetragenes Bedenken  wahrzunehmen
(VfSlg. 9260/1981, 14.802/1997 mwH). Dasselbe gilt fliir die erstmals in der
"Erganzenden Stellungnahme" vom 5. September 2014 gedulerten Gleichheits-
bedenken gegen § 10 Abs. 3 WLBG.

Auch aus dem Hinweis in dieser Stellungnahme, dass "es in ganz Wien zahlreiche
Altersheime, Seniorenresidenzen und Pflegerdume sowie Hospize" gebe, wo
Leichen ohne Kiihlkammern aufbewahrt wirden, ist fiir den Gesetzespriifungs-
antrag nichts zu gewinnen, da dieser Hinweis blo8 Fragen des rechtmaRigen
Vollzugs des Gesetzes aufwirft.

2.2. Die Antragstellerin hegt das weitere Bedenken, dass die angefochtene
Wortfolge auch gegen das Recht auf Gleichheit aller Staatsblirger vor dem Gesetz
(Art. 2 StGG) verstoRt.

2.2.1. Begriindend bringt die Antragstellerin einerseits ihre Diskriminierung als
Wiener Landesbiirgerin gegentiber den Landesbiirgern anderer Bundeslander
vor. Andererseits stellt sie die Sachlichkeit der Regelung in Frage. Sie habe
keinerlei Einwande gegen die unverzigliche Unterbringung von Leichen in
Leichenkammern, es gebe aber keine sachliche Rechtfertigung dafiir, dass diese
Leichenkammern unbedingt Teil einer Bestattungsanlage sein missten. Die
Bestimmung diene in Wirklichkeit dazu, private Bestattungsunternehmen von
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der Leichenkiihlung auszuschlieBen. Diese kdnnten aber ebenso gut fir eine
unverzugliche Unterbringung eines Leichnams in einer Leichenkammer, fiir die
Hygiene sowie fiir die Hintanhaltung von Beldstigungen sorgen. Der Gesetzgeber
konnte gelindere Mittel, zB Vorschriften und Auflagen fiir die Leichenunterbrin-
gung, einsetzen, um die Pietdt oder Hygiene sicherzustellen. Es werde die Wahl-
freiheit der Birger, was mit ihrem Leichnam zwischen Tod und Bestattung
passieren solle, fast vollstandig beseitigt. In ihren Stellungnahmen weist die
Antragstellerin weiters darauf hin, dass es auf Grund von Engpdssen in den
Kihlkammern vorkomme, dass Sarge auf dem Boden abgestellt wiirden, was
hygienisch nicht optimal wére, dass — im Gegensatz zu privaten Bestattern — in
keiner Bestattungsanlage ein Leichenwaschraum vorhanden sei, was fiir den Fall,
dass Leichen gewaschen oder thanatopraktisch behandelt wiirden, in § 22 Abs. 4
WLBG vorgeschrieben sei, und dass der Zugang zu den Leichenkammern fir
private Bestatter zeitlich beschrankt sei, wohingegen die Bestattung Wien
Schliissel der Leichenkammern habe.

2.2.2. Die Wiener Landesregierung halt dem entgegen, dass der Gleichheitssatz
die Lander nicht hindere, unterschiedliche Regelungen zu treffen. Aus sanitdtspo-
lizeilichen Griinden und Griinden der 6ffentlichen Ordnung sollte in einer Grol3-
stadt wie Wien sichergestellt werden, dass eine Aufbahrung bzw. Verwahrung
von Leichnamen nicht in privaten Raumlichkeiten bzw. innerstadtischen Kirchen,
sondern in entsprechend ausgestatteten Einrichtungen erfolge. Es entspreche
auch dem offentlichen Interesse und jedenfalls dem Wunsch der Bevolkerung,
die "Begegnung mit dem Tod" auf jene Orte zu konzentrieren, die dafiir geeignet
und stadteplanerisch vorgesehen seien. Nicht gewiinschte Totentransporte im
offentlichen StraBenbild und das Risiko der Bevélkerung, den von Leichen ausge-
henden Gefahren ausgesetzt zu sein, wirden auf ein Minimum reduziert. Schon
die bestehenden Ausstellungsrdaume von Bestattungsunternehmen (samt in
Auslagen ausgestellten Sargmodellen etc.) hatten zu Protesten von Anrainern
gefiihrt. Bei dem Vorbringen, dass die angefochtene Bestimmung lediglich dazu
diene, private Bestattungsunternehmen von der Leichenkihlung auszuschliel3en,
Ubersehe die Antragstellerin, dass auch die Bestattung Wien GmbH lediglich ein
Bestattungsunternehmen und kein Rechtstrager einer Bestattungsanlage sei.
Letztlich sei die Stadt Wien gesetzlich verpflichtet, ausreichend Bestattungsanla-
gen zu errichten und zu betreiben. Diese Verpflichtung beinhalte auch den
Betrieb von Leichenkammern. Dem o6ffentlichen Interesse an der Bereitstellung
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dieser Infrastruktur wiirde es zuwiderlaufen, wenn es allen Anbietern von Be-
stattungsdienstleistungen frei stiinde, diese Infrastruktur nach eigenem Gutdiin-
ken zu nutzen. Dadurch konnten die fir die Erhaltung betriebsnotwendigen
Einnahmen wegfallen, sodass letztlich die 6ffentliche Hand wieder entsprechen-
de Finanzmittel zuzuschielRen hatte.

2.2.3.1. Aus dem Argument, dass in anderen Bundeslandern die Unterbringung
der Leichen auch in Leichenkammern mdoglich sei, die nicht Teil einer Bestat-
tungsanlage seien, ist unter dem Gesichtspunkt des Gleichheitssatzes nichts zu
gewinnen, liegt es doch in der Natur eines Bundesstaates, dass sich die einzelnen
landesrechtlichen Regelungen voneinander unterscheiden (s. etwa VfSlg.
8161/1977, 8247/1978, 8475/1978, 8934/1980, 9116/1981, 9546/1982,
9804/1983, 10.457/1985, 11.641/1988, 11.979/1989, 12.949/1991,
14.783/1997, 19.202/2010).

2.2.3.2. Der Verfassungsgerichtshof vermag auch nicht zu erkennen, dass die
angefochtene Wortfolge fiir sich allein betrachtet unsachlich ware:

Der Gleichheitsgrundsatz bindet auch den Gesetzgeber (s.etwa VfSlg.
13.327/1993, 16.407/2001). Er setzt ihm insofern inhaltliche Schranken, als er
verbietet, sachlich nicht begriindbare Regelungen zu treffen (vgl.zB VfSlg.
14.039/1995, 16.407/2001). Innerhalb dieser Schranken ist es dem Gesetzgeber
jedoch von Verfassungs wegen durch den Gleichheitsgrundsatz nicht verwehrt,
seine politischen Zielvorstellungen auf die ihm geeignet erscheinende Art zu
verfolgen (s. etwa VfSlg. 16.176/2001, 16.504/2002).

Angesichts der mit einem geordneten Leichen- und Bestattungswesen verbun-
denen offentlichen Interessen kommt dem Gesetzgeber ein weiter Gestaltungs-
spielraum zu. Dass dieser Uberschritten worden ware, ist nicht erkennbar. Ob die
Regelung zweckmaRig ist und das Ergebnis in allen Fallen als befriedigend emp-
funden wird, kann nicht mit dem MaR des Gleichheitssatzes gemessen werden
(zB VfSlg. 14.301/1995, 15.980/2000 und 16.814/2003).

2.3. Letztlich behauptet die Antragstellerin, dass die angefochtene Wortfolge
dem Recht auf Unversehrtheit des Eigentums (Art. 5 StGG und Art. 1 1. ZPEMRK)
widerstreitet.
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2.3.1. Durch die bekdampfte Wortfolge werde die Privatautonomie der Antragstel-
lerin erheblich verletzt. lhre Vertragsfreiheit werde eingeschrankt, weil es ihr
unmoglich gemacht werde, die Leichenkammer eines privaten Bestatters ihres
Vertrauens zu wahlen. Auch seien mit der verpflichtenden Unterbringung von
Leichen in Leichenkammern einer Bestattungsanlage wesentlich hohere Kosten
verbunden, weil dadurch fiir die Dienstleistung der Leichenunterbringung de
facto jedweder freie Wettbewerb ausgeschlossen sei.

2.3.2. Dieses Vorbringen der Antragstellerin ist schon deswegen verfehlt, weil
das hochstpersonliche Recht eines (noch lebenden) Menschen, die hier in Rede
stehenden Verfligungen Uber seinen Leichnam zu treffen (s.o. Pkt. 111.1.3.3.), kein
vermogenswertes Privatrecht ist.

Der Verfassungsgerichtshof hat mit VfSlg. 9887/1983 den Begriff des Eigentums
iSd Art. 5 StGG (Art. 1 1. ZPEMRK) zwar auf bestimmte Arten von Immaterialgi-
terrechten (urheberrechtliche Anspriiche) und beginnend mit VfSlg. 15.129/1998
gestlitzt auf das Diskriminierungsverbot des Art. 14 EMRK auch auf o6ffentlich-
rechtliche Anspriiche ausgedehnt. Er hat weiters in VfSlg. 12.227/1989 festge-
stellt, dass der Staat in die Privatautonomie lediglich unter den Voraussetzungen
eingreifen dirfe, die die Verfassungsordnung ganz allgemein fiir die Zuldssigkeit
von Eigentumseingriffen vorsieht. Fir den Schutzbereich des Art. 5 StGG (Art. 1
1. ZPEMRK) war aber stets die vermoégensrechtlich wirtschaftliche Seite, nicht
aber die personlichkeitsbezogene Seite des Eigentums im weitesten Sinne mal3-
geblich (Korinek, in: Korinek/Holoubek (Hrsg.), Osterreichisches Verfassungs-
recht, Art. 1 1. ZPEMRK Rz 5 f., mwH). Der Vermoégenswert eines Rechts bzw.
einer Rechtsposition ist flir den Begriff des Eigentums iSd Art. 5 StGG (Art. 1
1. ZPEMRK) konstitutiv. Da dem Verfligungsrecht Gber den eigenen Leichnam
kein Vermogenswert entspricht, ist Art. 5 StGG (Art. 1 1. ZPEMRK) als verfas-
sungsrechtlicher Prifungsmalstab fir die angefochtenen Regelung nicht an-
wendbar.

Die Ubrigen im Antrag behaupteten finanziellen Auswirkungen stellen lediglich
wirtschaftliche Reflexwirkungen dar, sie betreffen nicht die Rechtssphdre der
Antragstellerin (vgl. VfSlg. 17.323/2004) und greifen in sie nicht rechtswidrig bzw.
unsachlich ein.
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IV. Ergebnis
1. Der Antrag ist daher abzuweisen. 49
2. Diese Entscheidung konnte gemal} § 19 Abs. 4 erster Satz VfGG ohne miind- 50

liche Verhandlung in nichtoffentlicher Sitzung getroffen werden.
Wien, am 8. Oktober 2014
Der Prasident:

Dr. HOLZINGER

SchriftfGhrerin:
Dr. KRYSL

17 von 17



	Entscheidungsgründe
	I. Antrag und Vorverfahren
	II. Rechtslage
	III. Erwägungen
	1. Zur Zulässigkeit des Antrages
	2. In der Sache

	IV. Ergebnis


